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Guinea-Bissau 

Fläche: 36 125 km 2 , Einwohner: 1,2 Mio., Hauptstadt: Bissau, -Amtssprache: Portugiesisch, 
Lebenserwartung: 45 J., Alphabetisierung: 38,5%, Wechselkurs: $ 1 = Franc CFA 750,. HDI: 
0,349 Rang 40, Pro-Kopf-Einkommen: $ 180 (PPP $), BSP: $ 217 Mio., Anteile am BIP: 60% 
- 9% - 31%, Hauptexportprodukte: Cashewnüsse 85%, Staatschef der Übergangsregierung: 
Henrique Rosa; Übergangsparlament (Nationaler Übergangsrat) 

1. Historischer Abriss 

Der portugiesische Sklavenhandel ab 1442 prägte die ersten Kontakte Europas zur 
autochthonen Bevölkerung, insbesondere zu den islamisierten und hierarchisch strukturierten 
Ethnien der Mandinga und Fula im Norden und Nordosten. Portugal eroberte und kolonisierte 
G.B. ab 1884 und gliederte es 1940 als portugiesisches Territorium in seine Überseeprovinzen 
ein. Die 1956 gegründete Unabhängigkeitsbewegung PAIGC unter Amilcar Cabral läutete mit 
ihrem bewaffneten Befreiungskampf ab 1963 nicht nur die Unabhängigkeit (1973) ein. Sie 
galt als Vorkämpferin der Befreiungsbewegungen im lusophonen Afrika und war indirekt 
mitverantwortlich für die „Nelkenrevolution“ in Portugal (1974). Der besonders von bis dahin 
benachteiligten ethnischen Gruppen im Süden (z. B. Balante) unterstützte Befreiungskampf 
trug wesentlich zur Herausbildung eines Nationalgefühls der ca. 20 verschiedenen Ethnien 
bei, welches selbst religiöse Konfliktlinien (60% Animisten, 35% Muslime, 5% Christen) 
überdeckte. Luis Cabral, ein „Kapverdianer“ wie sein Anfang 1973 ermordeter Halbbruder 
Amilcar, leitete als erster Staatschef die Geschicke des Landes bis zum Putsch des eine 
guineisch-afrikanische Identität sowie das Konzept einer zentralen sozialistischen 
Verwaltungswirtschaft repräsentierenden „Nino“ Veira (1980-1990). 

2. Politisches System 

Die 1991 revidierte Verfassung von 1984 setzte dem sozialistischen Einparteisystem offiziell 
ein Ende. Der Staatspräsident wird auf fünf Jahre (max. drei Amtsperioden) direkt gewählt. 
Ein von ihm ernannter Ministerpräsident steht ihm als Regierungschef zur Seite. Die 102 
Abgeordneten der Nationalversammlung werden alle fünf Jahre direkt gewählt. Die ersten 
freien pluralistischen Wahlen (7.8.1994) bestätigten zwar noch die Führungsposition des 
amtierenden Staatschefs Veira. Exzessive Korruption und Patronage sowie die Involvierung 
höchster Regierungs- und Militärkreise in den Waffenhandel mit der separatistischen 
Rebellenbewegung in der benachbarten Casamance (Senegal) mündeten jedoch in einen 
Bürgerkrieg (1998/99) und den Zusammenbruch des Vieira-Regimes im Mai 1999. Die 
Wahlen vom November 1999 gewann der Volkstribun und langjährige Rivale Vieiras, Kumba 
Yala. Er konnte zwar einen ersten Putschversuch der Armee (Nov. 2000) abwehren, 


1 



Kohnert, D. (2004): “Guinea-Bissau”, in: Hofmeier, Rolf/Mehler, Andreas (eds.) (2004): “Kleines Afrika- 
Lexikon: Politik - Wirtschaft - Kultur ”, Beck Verlag, München, 2004: 129-31 (author’s Version) 

verstrickte G.B. aber durch seine selbstherrliche autoritäre Amtsführung immer tiefer in eine 
andauernde politische und wirtschaftliche Krise. Dies führte zu einem zweiten, dieses Mal 
erfolgreichen, von der Mehrheit der Bevölkerung begrüßten Militärputsch am 14.09.03. Die 
Militärjunta setzte die Regierung Kumba Yalas ab und vereidigte den Geschäftsmann und 
Politiker Henrique Rosa als Interimspräsidenten der neuen Übergangsregierung (28.09.03). 
Ein Nationaler Übergangsrat, das provisorische Parlament, in dem bis auf die 
Sozialdemokraten (PUSD) sämtliche Parteien vertreten waren, sollte gemeinsam mit der 
Übergangsregierung bis spätestens Ende 2004 Neuwahlen ansetzen, die Unabhängigkeit der 
Justiz durch die Wiederernennung des 2001 von Yala ab ge setzten Präsidenten des Höchsten 
Gerichtshofs absichern und die dringend notwendigen Verwaltungs- und Wirtschaftsreformen 
in enger Zusammenarbeit mit dem IWF vorantreiben. Die UN verlängerte das Mandat der 
Unogbis zur Friedenssicherung und Unterstützung freier Wahlen in G.B. bis Ende 2004. 

3. Sozio-ökonomische Entwicklung 

Das durch Kolonialherrschaft, zehnjährigen Befreiungskampf sowie einen Bürgerkrieg 
(1998/99) ausgeblutete Land zählt zu den ärmsten Ländern der Welt und hängt am Tropf der 
Entwicklungshilfe. Die einzigen Devisenquellen sind der Cashewnuss- und Holzexport sowie 
Fischereikonzessionen und Schmuggel. Der gescheiterte sozialistische Versuch einer 
eigenständigen Industrialisierung des von externen Faktoren abhängigen Agrarlandes in den 
1970/80er Jahren führte zur Liberalisierung der Wirtschaft auf Druck der Gebergemeinschaft 
ab 1986. Letztere schraubte ihre Entwicklungszusammenarbeit in den 1990er Jahren zurück, 
als deutlich wurde, dass eine zielorientierte Verwendung der Hilfe angesichts des 
endemischen Systems von Korruption und Neo-Patrimonialismus nicht gewährleistet war. Die 
Ungleichheit zwischen Stadt und Land, Reichen und Armen nahm zu, die Infrastruktur und 
Gesundheitsversorgung verschlechterte sich. Billigimporte von Grundnahrungsmitteln sowie 
die Landvergabe an eine reiche urbane Oberschicht gefährdeten nachhaltig die 
Existenzgrundlage der kleinbäuerlichen Familien, die ca. 70% der Bevölkemng ausmachen. 

Dirk Kohnert 
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